
D ie TTIP-Verhandler betonen, dass
das TTIP so wichtig sei, weil es „glo-
bale Standards“ setze. Die US-Han-

delskammer schwärmt sogar von einem
„Goldstandard“ für zukünftige Handels-
verträge. Diese Ansagen geben doppelt zu
denken. Einerseits ist es fraglich, ob es
wirklich das Ziel ist, dass Autoblinker eines
Tages weltweit die gleiche Farbe und Fre-
quenz haben sollen. Andererseits existiert
längst ein breites Spektrum „globaler Stan-
dards“: Menschenrechtskonventionen,
ILO-Arbeitsnormen, UN-Umweltschutzab-
kommen, das Kyoto-Klimaschutzproto-
koll, die Unesco-Konvention zum Schutz
der kulturellen Vielfalt und andere. Be-
fremdlicherweise nimmt das TTIP keinen
erkennbaren Bezug auf diese bestehenden
Standards. Das könnte daran liegen, dass
das TTIP, wie auch die anderen Handelsab-
kommen Ceta, Tisa, Gats und WTO, im
Handel das eigentliche Ziel sehen. Die UN-
und Menschheitsziele werden als „handels-
fremde“ Themen hinten angestellt.

Wichtige globale Standards sind durch
übergeordnete Handelstreiber gefährdet:
Regulatorische Kooperation, Notwendig-
keitstest, Negativlisten, Nichtdiskriminie-
rung zwischen Ungleichen, Verbot des Vor-
rangs für lokale und ethische Unterneh-
men, Verbot von Exportbeschränkungen,
„Lock-in“-Mechanismus sowie Klagerech-
te für Konzerne – mit solchen „Standards“
dräut nicht demokratische Freiheit, son-
dern ein rigides Handelsregime.

Umgekehrt wäre es besser – mit den
Werten der EU und der Weltgemeinschaft
als Ziel: Menschenrechte, nachhaltige Ent-
wicklung, Klimaschutz, Verteilungsgerech-
tigkeit, sozialer Zusammenhalt und Demo-
kratie. Der Handel wird als Mittel danach
ausgerichtet und umso stärker gefördert,
je mehr er diesen Werten dient. Die EU
könnte folglich mit jenen Handelspartnern
am freiesten handeln, welche alle UN-Men-
schenrechtskonventionen, Klima- und Um-
weltschutzabkommen, ILO-Arbeitsnor-
men und die Unesco-Konvention zum
Schutz der kulturellen Vielfalt ratifiziert
haben und sich verpflichten, sich am Aus-
tausch steuerrelevanter Daten, an einer
globalen Finanzregulierung und einer ko-
operativen Weltwährungsordnung zu be-
teiligen.

Umgekehrt: Je geringer das Interesse
am UN-Völkerrecht ist, desto höher wer-
den die Handelshürden. Zum Beispiel
könnte der Zollaufschlag für Länder je
nicht ratifizierter ILO-Kernarbeitsnorm
fünf Prozent betragen, je nicht ratifizier-
tem UN-Umweltschutzabkommen zehn

Prozent und je nicht ratifiziertem Men-
schenrechtspakt 20 Prozent. Die USA etwa
haben sechs der acht ILO-Kernarbeitsnor-
men nicht ratifiziert, weder die Artenviel-
faltskonvention noch das Kyoto-Klima-
schutzprotokoll und nicht einmal den sozi-
alen Menschenrechtspakt. Da käme eini-
ges an Zoll zusammen – und auch Druck
auf die Regierung, die wichtigsten „globa-
len Standards“ endlich anzuerkennen.

Dieselbe Strategie für ethischen Handel
könnte auch auf Unternehmensebene aus-
gerollt werden. Unternehmen, die Zugang
zum EU-Binnenmarkt wünschen, müssen
eine Gemeinwohl-Bilanz vorweisen, wel-
che misst, wie die wichtigsten Werte gelebt
werden: Menschenwürde, Solidarität, Ge-
rechtigkeit, Nachhaltigkeit und Demokra-
tie. Je nach Punkteergebnis ist der Markt-
zugang nieder- oder höherschwellig. Frei-

handel für die Fairsten, Zollschranken für
die Unethischen. Das könnte für EU- und
Nicht-EU-Unternehmen gleichermaßen
gelten, so würde das Prinzip der „Nichtdis-
kriminierung“ erst Sinn ergeben: Gleichbe-
handlung von Gleichen, Ungleichbehand-
lung von Ungleichen. Unternehmen erhiel-
ten einen starken Anreiz, ihre „ethische
Performance“ zu verbessern, anstatt mit
kollateralschadensreichen Kostensenkun-
gen, Regulierungsshopping und dem Ge-
geneinander-Ausspielen von Standorten
zu punkten.

Die Strategie des ethischen Handels
könnte zunächst von der EU angewandt
werden, jedoch mit dem Ziel, sie in der Uno
zu verankern. Wenn sich das Schwerge-
wicht EU für eine ethische Welthandelsord-
nung einsetzt, steigen ihre Verwirkli-
chungschancen. Das größte Hindernis
sind dabei nicht die Handelspartner, es wä-
re der Umstand, dass in der EU das Völker-
recht nicht von den Souveränen entschie-
den wird, sondern von ihren Vertretungen
in Regierungen und Parlamenten. Könnte
die Bevölkerung wählen zwischen „bedin-

gungslosem Freihandel ohne Rücksicht
auf bestehende Standards“ und „ethi-
schem Handel mit Vorrang für Grundwer-
te und Menschheitsziele“, würde sich si-
cher eine Mehrheit für ethischen Handel
finden. Voraussetzung dafür ist allerdings
mehr Demokratie.

Zum EU-Leit- und Kernwert „Demokra-
tie“ hat das TTIP bisher keinen globalen
Standard gesetzt, zumindest keinen positi-
ven. Der Europäische Rat, der nicht direkt
demokratisch legitimiert ist, mandatiert
die ebenfalls nicht direkt gewählte Kom-
mission mit Geheimverhandlungen: Das
ist mittelalterlich. Aus Protest nützen fast
zwei Millionen Bürgerinnen und Bürger
das Instrument der europäischen Bürgerin-
itiative, um die Rücknahme des Mandats
zu erwirken. Doch die Kommission hat ab-
geblockt – mit der Begründung, dass der
Ratsbeschluss zur Aufnahme der TTIP-Ver-
handlungen keinen „Rechtsakt“ der Union
darstelle und die Bürger deshalb nicht da-
gegen begehren dürften. Die Initiative von
zwei Millionen EU-Bürgern wird beschämt
und unterdrückt.

Ein „demokratischer Goldstandard“
würde anders aussehen: Den Anfang könn-
te die höchste Instanz in der Demokratie
machen: Die souveränen Bürger definie-
ren in dezentralen Verfassungskonventen
ein „Rahmenmandat“ für alle völkerrecht-
lichen Abkommen. Das könnten Ziele sein
wie die Umsetzung der Menschenrechte,
nachhaltige Entwicklung, Verteilungsge-

rechtigkeit, soziale Sicherheit oder kultu-
relle Vielfalt. Die direkte Vertretung des
Souveräns, das Parlament, kann jederzeit
ein Mandat für ein neues Handels-, Investi-
tions- oder Wirtschaftsabkommen ertei-
len, sofern es diesen Zielen dient. Geprüft
wird es vom Europäischen Gerichtshof. Ist
das Ergebnis negativ, verwirkt das Man-
dat. Bei einer Billigung können die Ver-
handlungen starten, allerdings nur unter
transparenten und partizipativen Bedin-
gungen, die ebenfalls vom Souverän im EU-
Vertrag verankert werden.

Das Ergebnis der Verhandlungen wird
derjenigen Instanz, in deren Namen ver-
handelt wird, zur Entscheidung vorgelegt.
Nur wenn die Souveräne der EU-Staaten
dem Resultat zustimmen, kann der Ver-
trag vom Parlament ratifiziert werden. Ein
solcher „Goldstandard der Demokratie“
brächte nicht nur mehr Ethik in die Wirt-
schaft, sondern auch eine größere Akzep-
tanz der EU bei ihren souveränen Bürgern.
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